
Pro toko11 

fiber die Konferenzsitzung des Landtages vom b. Juli 1939 

Beginn vormittags 1 Uhr. 

Abwesend Abg. Baeil Vogt 

Reg. Vertreter Reg. Chef Dr. Hoop und Dr. Vogt & Reg. Rat Arnold Hoop. 

Sohriftführer Gasener 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und genehmigt. 

V0rgängig der Behandlung des Traktandums erkundigt sich der Abg. 

Kindle, was die letzte Zeit bezgl des Arbeitsamtes Inzwedesesen 

Tätigkeit mit den schweizerischen Arbeitsämtern gegangen Bei. 

D eVOgtt gibt bekannt, daas in Kreisen schweizerischer Arbeitsämter 

eine Misstiinmung herraohe, der Ton am Telephon sei manchmal unange- 

Hehl und die Schweiz- beantrage eie Reorganisation des Arbeitsamtes. 

$uoh klappe es mit der Vermittlung von Arbeitskräften nicht. 
R® 

. Chef bemerkt, dase sie darauf verwiesen habea, dass die Tätig- 

keit des Arbeitsamtes infolge der Struktur sehr schwierig sei. Im 

Geschäftsverkehr ergeben sich einige Heibungen, die auch bei ei- 

Zier Reorganisation nicht vermieden werden könnten. 
140k beantragt eine Reorganisation des Arbeitsamtes und vor alles, 
dass ihm mehr Kompetenzen eingeräumt werden. 
801e beantragt, dase Arbeiter, die die Arbeit in der Schweiz nicht 

annehmen, bei hiesigen Arbeiten zurückgestellt werden. 
R8 

. Chef verweist auf die diesbezüglich erganggae Kundmachungo 
Ebene hält es bei unseren Verhältnissen für echwierig, sohnell 
die Arbeiteranforderungen in der Sohweiz. zu befriedigen, Uebrigein 
eohimpfen nur die Tiber das Arbeiteamt, die zum Arbeiten zu faul seien. 

7e2- oft legt dem Arbeiterverband nahe, die Arbeiter zu einer beses- 
'en Disziplin zu ve, halten, 

kO h beantragt die Einführung eines Pflichtjahres zur Arbeit in 
dervLandwirtschaft für jeden, der später landwirtschaftkic-e Ar- 
beit 

annehmen wolle* 
Btler 

verweist auf dis zweokmtseigen Massnahmen des Arbeitsam- 
tee wegen Beschaffung von Heuena, E8 habe im Unterland geklappto 
4 begrüsse die Einführung eines Pflichtjahres und die Einräumung 

/ioq. 
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V0tt Straffeanktionen für das Arbeitsamt. Auch eine Reorganisation 

den Arbeitsamtes hält er für notwendig. Diese Arbeit könne von 

einer Person nicht bewältigt werden. Es sollte vorgekehrt werden, 

Was für notwendig erachtet werdee 
D" 

'-80hädler halt die Reorganisation des Arbeitsamtes für dringend. 

und beantragt, dase die Regierung im Einvernehmen mit dem Arbeiter- 

'Verband diese Fragen bespricht und dann dem Landtage Antrag stellte 

Gleichzeitig 
müsse auch die Frage der Landarbeiter gelöst werden. 

Dro t beantragt eine gesetzliche Regelung dieser Fragen. ' 

Dieser Antrag des Abg. Hr. Schädler wird gutgeheissen. 
lýubventionegesuch des Ing. Otto Haas, Gutenberg. 

rO. v. referiert einlässlich über die mit Haas gepglogenen Be- 

epreohungen 
und verweist darauf�daes auch deutsche Kreise sich 

lýIM das Patent interessiert hä, tten, wae jedoch Hase abgelehnt ha- 
betda 

er dann an Deutschland gebunden wäre. Aucg aus Devisengrün- 
den sei eine Beteilugung einer deutschen Firma gescheitert. Nun 
habe 

eich Haas nach Zürjoh gegndt und die Firma Biwa Elektro AG. 
W&re bereit eine Garantie zu übernehmen, daes eine Anzahl von 5o- 
6o Arbeitern in Liechtenstein eine Dauerbeschaftigure finden wür- 
den)wenn 

Liechtenstein an der Vorfinanzierung sich beteiligte 
Der gt. Ziirioh habe eine ganze Reihe solcher Erfindungen unterstützt 
und habe gute Erfolge dabei erzielt.. Die Sache werde in der Schweiz 
Rostig beurteilt»Wenn das Modell das aei, wae es zu werden ver - 
epreche, 

dann werde es ein ausgezeichnetes Geschäft werden. Die gan- 
ze Sache. 

sei die Frage der Ausarbeitung des Mustermodellen. In 

de würden die gestanzten Maschinenteile dann zusammengesetzt 
und e8 würde keine Spezialarbeiter brauchen. 

, Chef verweist darauf�dass das ganze eine Vertrmltenessohe gegen- eber 
Ing, Hase und seine Fähigkeiten w eioEe handle sich darucn, smm 

°b der Landtag gewillt n'ei, eine Summe von Frs. 4o, ooo an das frag, liehe 
Modell zu geben oder nicht, 

wer 
fragt an, ob nicht die Möglichkeit bestünde, daae die Gesell- 

eobaft 
hiefür Deckung gebe auf dem Sohlose Gutenberg. eröeident 

klärt auf, dass Haas hievon nichts wissen wolle, g 
ist für eine eingehende Abklärung, es dürfe sich aber nicht 

14 dieFinanzierung 
einer Privatperson handeln. At 
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RiOch glaubt, dass inan sich schon mehr mit Ing. Haas unterhalten 

habe und Prägt Dr. Vogt, ob er mit gutem Gewissen empfehlen kön- 

ne, dass der Landtag hier Hand bieten 

Dro t bemerkt, sass er sehr optimistisch sei, allerdinge müsste 

die Verwaltung des Geldes kontrolliert werden. Haas sei ein aus- 

Berordentlioh tüchtiger Konstrukteur, persönlioh grosszugig und 

in anderen Sachen wieder schlampig. In kaufmännischen Dingen 

Bei er klein und nicht bewandert. In der Vergangenheit habe er 

bewiesen, daes er technisch ein ausserordentlich begabter Mensch 

sei, 

Re 
. Chef' regt an, sioh mit dem Bund und dem Kanton Z#rioh in ler- 

bindung 
zu treten und wenn diene es riskieren, eo könnte man nach 

°1en$chlichem Ermessen annehmen, dass etwas draus werde. Der Land- 

tag aber dürfe nicht spekulieren mit Landeageldern. 
Präsident 

fuhrt aus, dass er die letzte Zeit bei Haas auf Guten- 
berg 

gewesen und sich die Bache habe zeigen lassen. Er habe auch 
darauf 

aufmerksam gemaoht, ob nicht eine Hypothek könnte geleistet 
Werden, 

was jedoch abgelehnt worden aei. Dara Ganze ist ein Vertrauens' 
Bache dem Ing. Haaa gegenttber. Dae Modell, wie es da ist, funktioniert. 
234 Rr würde nochmals versuchen, die Gesellschaft zur Stellung ei- 
ner gypothek zu veranlassen. Bisan habe sirh das Land noch nie in 
eine Erfinderspekulation eingelassen. Wenn Deckung vorhanden wäre, 
kennte 

er sich eher für die Sache hergeben. Er sei auch im Zweifel, 
eb*wenn 

auch die Maschine gangbar sei, nioht ein anderes Modt&l 
vorrücke 

oder die technischen Erfindungen sein geaohütztee Eigen- 
t 

seien. Das erntemal habe der Landtag eine Subventionierung 
abgelehnt. 

gile 
teilt die Ansicht des Herrn Reg. Chefs. 

Dr\chädler 
hält die Schaffung eines neuen Arbeitsfeldes für be- 

8r14egenewert-Nach 
aussen scheine nunmehr das Risiko kleiner als 

: tnher. 
Eine Rtiokversioherung auf dem Besitz sei unmöglich und 

W rde 
eine Belastung der Familie Rheinberger daretellen. Er hält 

die Gründung einer Biirgsohaftsgenoasenschaft für möglich, DrVo 
möchte gerne eine Entscheidung herbeiführen. Wenn man na- 

8eier 
soll die Sache anderswo machen, dann werde er es tun. 

I 
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Präs--. ident glaubt, dase doe Sache abzulehnen sii, da der Landtag 

nicht mit Landeegledern in eine solche Spekulation eich silür" 

Zen dürfe. Er spricht sich für eine prinzipile110 Stellungnahme 

de$ Landtages wmao» zur Sache aus. 

Btthler glaubt, dass für den Fall des Eintreten eine treuh nde- 

ri$che gomaniseion bestellt werden müsste u, d die Beteiligung an 

Auszahlungen müsste im Verhältnis 1 zu 2 erfolgen-ES seien früher 

80hoII viele Herren ins Land gekommen und man habe die Finger ver- 

brannt. Ich vermute absolut nicht, dasa das hier vorliegt, aber bei 

einem Scheitern der Sache wurde der Landtag schwere Vorwürfe ein- 

heitnsen. 

R® 
. Chef macht den Vorachlag, daas der Präsident ur: d Dr. Vogt die 

ochste Zeit nach Zürich und evtl. naoh Bern fahren und sich mit 

den schweizerischen Stellen, die sich mit der lache bereite befasst 

haben, ins Benehmen setzen. Dann hatte man eher eine Deckung und 
die Entscheidung fiele leichtern 
Dr'-. Q, gý, t spricht einer Industrialisierung des Landes das Wort, da 

in einem internationalen Konflikafall die Einnahmen versiegen. 
Ri". ech spricht sich gegen die Subventionierung dieser Sache aus. 
Er könne es ni ht verantworten. 

Kizdle 
glaubt, wenn der Bund und Kanton sich positiv hiezu aus- 

5PPechen, die Sache zum klappen kommen 
Mbý, erle verweist auf die Koneequenzen, wenn ähnliche Gesuche aus 
dem Lande einlaufen. 
Dr"8ohädler 

unterstützt den Antrag des Reg. Cnef wegen Fühlungnah- 
r4e in Zürich und evtl, Bern. Wenn dann die Auskünfte günstig lauten, 
Taube er, habe man die Pflicht, darauf einzutreten. 
Sc2d lerEngen fuhrt aus, dass er nicht gegen die Sache eei, aber 

er sei kein Freund, daes sich das Land an privaten Unternehmen 
beteiliges 

Der Landtag ist sodann mit dem Antrag des Reg. Cnef einverstanden 
ui beaaftragt somit die Regierung, die Sache im Sinne des AntraIee 

U 

ArtiPen zu lassen. C 
(k 

il 
t 

_2o 
Bürofrage des Dr. Berm. Risch als 2. Richter. 

Re 
. Chef referiert, dass nunmehr für Dr. Rieoh ein eigenes Bureau 

404e 4(YV- 
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bereit 
gestellt werden müase. Die Regierung habe eine Lösung in 

der Weise ins Auge gefasat, daas verschiedene Aemter aua dem Be- 

6ier 
. ngegebiude ins Landeaverweserhaus verlegt werden. Eine an- 

dere Möglichkeit böte sich nicht und das sei auch die billigste. 

Zur Verlegung kämen: das Bauamt, GeometeramteArbeitsamt und die 

Steuerverwaltung 
und das Lokal des Leben mittelinspektor. Dadurab 

"re den Bedürfnissen für lange Zeit gesteuert. 
hr"sohädler 

gebrüast die Lösung und beantragt, dase die Regierung 

il Einvernehmen mit dem Landtagepräsidenten die Höhe der Entechä- 

digung für die Wohnung des Reg. C at bestimmt. 
kle 

regt t, das Arbeitsamt in den l. stock zu verlegen und nicht 

sie vorgesehen in den zweiten, 
j3tth1e2' 

regt am, dass auch im Landesverweaerizaua dann ein Konfe- 

renz Zi: njner geschaffen werde, ebenso sollte auch im oberen Stock 

des Regierungsgebäudes noch ein zweites Sitzungszimmer bereit ge- 

stellt werden. 
I= 

Der Landtag beschliesst sodann einstimmig, beim Fürsten die Be- 

nützuMg des Verweeerhauses für diese Zwecke erwirken zu wollen und 

etimart 
eineti; mnig dem Antrag des Dr. Sohädler bezgl. Feeteetzung 

der Wohnungsentschädigung an Herrn Reg. Chef bue 

Mittagepauee, Fortaetzur 2 Uhr. 

S8etz betrodie Landeevermesauro 
Die Gesetzesvorlage und die Verordnung hiezu werden verleen. 
Ee entspinnt sich sodann eie rege Debatte über den ganzen Fragen- 

Prgaident 
gibt die nötigen Aufklärungen und Ergebnisse aus (den 

$eaPrechungen 
mit Herrn Baltenoberger, Direktor des Eidg, Vermeeaunge- 

4xtea in Bern bekannteAuoh er habe ihm gegenüber ferschiedene Be- 
denken 

wegen Auftauchen von Schwierigkeiten bei der Neuparzellie- 
r"ng und Gtiterzusam:. enlegung geauasert, dooh habe dieser diese Be- 
denken 

zerstreut. Aus Erfahrungen vieler Jahre sei er eines ande- 
ren belehrt worden. Wenn einasal d: -, r Anfang gemacht aei, reisaen 
sich die Gemeinden um die Vermessung. 
1£'Jld1e 

befürwortet die Sache eehr. Er könne sich nicht vorstellen, 
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Wie ein vernünftiger Mensch sich dagegen ausepeechen könne. Die 

wirtschaftlichen Vorteile seien gross. 

Der Landtag ist nach einläaalioher Diskussion über die Vorlage 

der Ansicht, dass das Gesetz gedruckt und jedem noch zum Studium 

zugestellt werden soll. 

4" ]tinbürgeru_ný Julius glausner und Frau in Mauren 

Nach kenntnisnahme der Unterlagen stimmt der jandtag der Vor- 

lage an die Gemeinde Mauren mehrheitlich zuo 

5. linbürgerung des Solmesen Raralji und Solmeaen Lilly in G%Mmrin 

Der Landtag vertritt die AuUfassung, dase jeder Fall seeparat be- 

handelt 
und nicht beide Fälle miteinander verknüpft werden dürfen. 

Ueberdies 
hält er dafür, dase von der beschlussmässigen Norm nickt 

abgeiwohen werden soll, wonach also Harald und Liyy Solmasen je 

eine G 
die Gemeinde 

ebühr von Frs. 25, ooo. - an X [d, 12,5oo. -Fr. je an das Land, 

je 30, ooo Fr. Obligationen bei der Sparkasse zu hinterlegen und je 

an Gebühren Fr. looo. - zu zahlen hätten. Ein Abweichen hievon könn- 
te nicht in Erwägung gezogen werdend 
$aaeler 

empfiehlt eine aufrechte Erl edigung, da sie das Geld drin- 

¬end benötigen. 

ýäei. 
__äent glaubt, dass als Auflage der Gemeinde Gamprin der Bau 

eines Schulhauses gemacht werden sollte. 
schliesslich beschliesst der Landtag mehrheitlich die Vorlage 

an die Gemeinde unter den normalen Bedingungen. 

6_. Gehaltegeetaetzung des Dr. HermRiach. 
Der Landtag beschliesst einatimmig, den AMMM nunmehr als ordent- 
lichen Richter dem Landgerichte angestelkeen Dr. Herm. Riech in die 
l"Gehaltsklasae 

mit einem Anfangsgehalt von Fre. 48oo.. aufzuneh. 
well mit dem Tage des 1. Jänner 1989 und mit Pensionsberechtigung 
seit 1. Jänner 1938, 

fi. Abeohaffung der Bangaubventio____ nenn 
Arm vo, $t bemerkt, daee seiten der Regierung der Antrag auf Abaohaf- 
Pung der Bangeubvention gestellt werde. Es hatten sich Unzu. kömin- 
lichkeiten 

ergeben. Jie Subvention sei beim heutigen Stand kaum 
mehr zu rechtfertigen, 
ý't'gsident 

Die ganze Bangsache sei damals auf ein falsches Geleise 
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gekomtnen. Der Bang werde tn der Wurzel nicht bekämpf tq»n hebe 

nur die sogenannten " Luder" ausgeschieden. 

Ri, eoh macht auf die schon lange anhaltenden schlechten Viehpreise 

aufinerksam. Er beantragt, die TuberkulosebekOmpfung zu subventio- 

nieren. Es sei diese Krankheit eine Gefahr für Menschen. 

Dr.. v verweist darauf, dass die Nutzniesser der Bangeubvention 

nicht die Bauern, eondern die Händler und Metzger waren, BezÜgle 

der Tuberkulosebekämpfung laufe ein Akt und werden Erhebungen 

Semachto 

4ehri spricht sieh gegen ein Fallenlassen der Bangsubvention 

aus 
81er regt eine ganz radikale Bekämpfung der Rindertuberkulose 

an. Dae Uebel müsse in der Wurzel gefasst und die jungen Tiere 

1an kranken Tiere müssen abgestossen werden. 
Di'VO t beantragt, den Antrag der Regierung vorläufig zurückzu- 

ziehen und die Angelegenheit gemeinsam mit der Behandlung der 

Be mpfung der Rindertuberkulose zu behandeln. 

-t tellung der Gerichte. 

Diese wird verschoben und die Parteien sollen die Nominationen 

Vorbe$preohenound sich verstiLndigen. 

., Gesetz betr. Abänderung von $6 des Gesetzes betr. die Un- 

faýllversioherung LdGB1. Nro2, Jg. 1931 

Dr-Vogt verliest den betr. Gesetzeaentwurf, sowie den Motivenbe- 

rioht und gibt die nötigen Aufklärungen hiezu. 

Der Landtag nimmt hievon in erster Lesung 
ýPintniso 

`eGeeetz betr authentieoher Interpretation des Gesetzes ge- 

g.. eNiohtbetriebeunfä. lle und der gegens tändli oh. en Regierunge- 

72 Ordnung vom 31.3.1932 

Die Vorlagen werden verlesen und Dr. Vogt referiert einlässlich 
eber die Gründe zur Schaffung dieser Interpretation. 

Der Landtag nimmt hievon Kenntnis und sieht es als 1. Lesung 
des Gesetzes an. 

11oGeeetzesentarur1 betr. Abänderung des Gesetzes betr. ulen 
$taatagerlei2. tehof vom b, 011,019,3.5 

Dr1. Vo t klärt auf dass a 
ýýýýý oý 9 ngeb#hhte des Umstandes, dass ein Mit- 
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glied des Staatageichtshofes wegen Hochverrat in Haft sei, 

ein Ersatz geschaffen werden müase. Der Entwurf sehe allgemein, 
2 aa/ 

egen einem Vergehen oder Ver- f, x den Fall, dass ein Mitglied w 
brfohen in Haft und dauroh verhindert sei, an Sitzungen teilzu- 

nEnezfteine Sreatzbestellung vor, 

Die erste Lesung der Vorlage wurde vorgenomLneno 
1`. Gesetz$ betr, die Lösohung entwerteter H otheken. 
Der Landtag nimmt in erster Lesung von der Vorlage Kenntnis, 

Schluss der Sitzung 6 Uhr, 

ý, ) 

A4111- 
11 

A44 
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